
Die Vertragsbestimmungen bedürfen daher der Aus­
legung.

Nach den zwischen den Parteien getroffenen Verein­
barungen sollte der Kläger als Entschädigung für die 
Hergabe der 1500 DM den Betrag von 1,50 DM für 
jede verkaufte Brotschneidemaschine erhalten, wobei 
die Abrechnung über die getätigten Verkäufe inner­
halb der ersten 8 Tage eines jeden Monats, und die 
Rückzahlung des Betrages von 1500 DM am 1. Oktober 
1950 zu erfolgen hatte. Danach kann der Einwand des 
Klägers, daß es sich bei dem zwischen den Parteien 
geschlossenen Vertrage um eine gesellschaftsähnliche 
Beteiligung handele, nicht durchgreifen. Gerade der 
Umstand, daß der hingegebene Betrag zur zeitlich be­
grenzten Nutzung bestimmt war, widerspricht dem 
Wesen der Gesellschaft, in der die Beiträge der Ge­
sellschafter deren gemeinschaftliches Vermögen werden 
(§ 718 BGB). Aber auch der Umstand, daß der Kläger 
für seine angebliche Beteiligung nur am Gewinn be­
teiligt sein sollte, widerspricht einem gesellschaftsrecht­
lichen Verhältnis, da in einem solchen die Gesellschafter 
gleichermaßen am Gewinn und Verlust beteiligt sind 
(§ 722 BGB). Dem steht nicht entgegen, daß der Kläger 
einen Gewinn nur beim tatsächlichen Verkauf der Brot­
schneidemaschinen erzielen konnte; ein Verlust sollte 
ihn nach dem abgeschlossenen Vertrage in keinem Falle 
treffen. Aus diesem Grunde und auch wegen des Um­
standes, daß dem Kläger keinerlei Kontrollrechte oder 
eine sonstige Einflußnahme hinsichtlich des Unterneh­
mens des Beklagten eingeräumt waren, kann auch von 
einer stillen Gesellschaft (§§ 335 ff. HGB) zwischen den 
Parteien keine Rede sein.

Der Auffassung des Landgerichts, daß es sich im 
vorliegenden Falle um ein sogenanntes „partiari­
sches“ Darlehn handelt, ist daher zuzustimmen. Das 
Rechtsinstitut des partiarischen Darlehns ist weder im 
BGB noch im HGB verankert. Es ist erst durch die 
imperialistische Rechtsprechung entwickelt worden. Die 
Ursache für diese Rechtsentwicklung lag in dem als 
Folge des sich ständig verschärfenden Konkurrenz­
kampfes innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft 
wachsenden Kreditbedürfnis der einzelnen Unterneh­
mer, die in ihrem Existenzkampf gegen die Monopole 
immer größerer Geldmittel bedurften. Während den 
Monopolunternehmen bei den von ihnen beherrschten 
Kreditinstituten jeder Kredit offen stand, konnten wirt­
schaftlich schwächere Unternehmen bei den Banken und 
Sparkassen häufig nicht den benötigten Kredit erhalten, 
weil sie entweder die verlangten Sicherheiten nicht 
leisten konnten oder sich aus irgendwelchen Gründen 
der Kontrolle des Finanzkapitals nicht unterwerfen 
wollten. Solche Unternehmen waren daher auf private 
Geldgeber angewiesen, die ihrerseits mit Rücksicht auf 
das durch die zunehmenden Wirtschaftskrisen immer 
größer werdende Risiko ein Interesse daran hatten, für 
die hingegebene Summe anstelle des gesetzlichen Zins­
satzes eine Gewinnbeteiligung zu erhalten, die ihnen 
den Rückfluß des hingegebenen Geldbetrages innerhalb 
kürzester Frist garantiert und sie damit vor einer Ver­
mögenseinbuße sicherte.

Das von der damaligen Rechtsprechung entwickelte 
Rechtsinstitut des partiarischen Darlehns, das von der 
imperialistischen Rechtslehre weder als Darlehn noch 
als stille Gesellschaft, sondern als „gesellschaftsähn­
liches Verhältnis“ dargestellt wird, übernahm den recht­
lichen Schutz dieser wirtschaftlichen Interessen.

In unserer Rechtsordnung, in der die Monopole be­
seitigt sind, kann das partiarische Darlehn nicht mehr 
anerkannt werden, weil hierfür weder ein ökonomisches 
Bedürfnis besteht, noch eine gesetzliche Grundlage ge­
geben ist. Der Kreditverkehr ist grundsätzlich Auf­
gabe der Banken. Volkseigene und genossenschaftliche 
Betriebe erhalten im Rahmen des Finanzplanes die 
benötigten Kredite. Auch für die Privatwirtschaft be­
steht die Möglichkeit, über Banken, Sparkassen und 
Genossenschaften Kredite im Rahmen der hierfür be­
stehenden Bestimmungen zu erhalten. Soweit Betriebe 
der Privatwirtschaft darüber hinaus Geldmittel aus pri­
vater Hand aufnehmen wollen, genügen die gesetzlich 
gegebenen Möglichkeiten des Darlehns (§§ 607 ff. BGB) 
und der stillen Gesellschaft (§§ 335 ff. HGB) vollständig, 
um die Interessen beider Vertragspartner zu gewähr­
leisten und zu sichern. Soweit sich also vertragliche 
Vereinbarungen heute noch äußerlich in der Form des

partiarischen Darlehns darstellen, ist in jedem Einzel­
fall eingehend zu prüfen, ob und inwieweit sich die 
getroffenen Vereinbarungen im Rahmen der für das 
Darlehn oder die Gesellschaft geltenden gesetzlichen Be­
stimmungen halten. Daß gesellschaftliche Beziehungen 
zwischen den Parteien nicht anzunehmen sind, ist be­
reits eingangs dargelegt worden. Der Vertrag vom
24. Januar 1950 kann daher nur unter dem Gesichts­
punkt des Darlehns betrachtet werden. Die „Gewinn­
beteiligung“ des Klägers kann somit nur als Zinsver­
einbarung angesehen werden.

Für die insgesamt vom Kläger hingegebenen 
1500 DM, deren Rückzahlung er jetzt beansprucht, 
würde ihm nach dem Vertrage vom 24. Januar 1950 
unter Zugrundelegung einer Verkaufszahl von 2600 
Brotschneidemaschinen innerhalb von 8 Monaten eine 
„Entschädigung“ von 3900 DM zufließen. Damit würde 
er mehr als das Zweieinhalbfache dessen als „Entschä­
digung“, d. h. als Zinsen für das Darlehn, erhalten, 
als er überhaupt gegeben hat. Entgegen der Auffassung 
des Landgerichts erachtet der Senat einen solchen Ver­
trag, bei dem die Geldhingabe dem Geldgeber 390% 
und mehr an Zinsen einbringt, als wucherisch, weil der 
Vermögensvorteil des Geldgebers in einem krassen Miß­
verhältnis zu dem Geleisteten steht. Der Vertrag ver­
stößt daher in seiner Gesamtheit gegen die guten Sitten 
und ist nach § 138 BGB nichtig. . . .

Auch ein Anspruch auf Rückforderung des Darlehns­
betrages aus dem Gesichtspunkt der ungerechtfertigten 
Bereicherung steht dem Kläger, entgegen der Auffas­
sung des Landgerichts, nicht zu. Gerade in der vor­
übergehenden Belassung des Kapitals zur Nutzung 
durch den Beklagten liegt die Leistung des Klägers, 
mit der er den wucherischen und unsittlichen Gewinn 
erzielen wollte. Wer unter solchen Bedingungen, wie 
sie in der Vereinbarung vom 24. Januar 1950 festgelegt 
wurden, Geld ausleiht, verstößt bereits mit der Hin­
gabe des Darlehns gegen die guten Sitten, so daß 
seinem Verlangen auf Rückzahlung des Geldes die Be­
stimmung des § 817 Satz 2 BGB entgegensteht. Dem 
widerspricht nicht, daß auf diese Weise dem Beklagten 
ein Gewinn zufällt, auf den er weder rechtlich noch 
sittlich einen Anspruch hat. Der Kläger war sich bei 
der Hingabe des Geldes zu wucherischen Bedingungen 
seines unsittlichen Handelns bewußt, er hat sich durch 
sein Verhalten selbst außerhalb der Rechtsordnung ge­
stellt und hat daher keinen Anspruch auf Rechtsschutz.

§§ 535, 226 BGB.
Mietverträge über Wohnungen — insbesondere in 

kleineren Städten — erstrecken sich üblicherweise nicht 
nur auf die Wohnräume, sondern schließen auch ge­
wisse Benutzungsrechte am Hof ein, ohne daß es dar­
über einer besonderen Vereinbarung bedarf.

BG Potsdam, Urt. vom 13. Februar 1953 — 4 S 108/52.
Aus den G r ü n d e n :

Aus dem ganzen Vorbringen der Kläger und ihrem 
Verhalten, insbesondere beim Lokaltermin, geht her­
vor, daß sie auf dem Standpunkt der uneingeschränkten 
Hausherrenrechte stehen und die Rechte des Mieters 
so weit wie möglich einschränken wollen. Dem ist ent­
gegenzuhalten, daß Mietverträge über Wohnungen — 
insbesondere in kleineren Städten wie T. — sich üb­
licherweise nicht nur auf die Wohnräume erstrecken, 
sondern daß damit auch gewisse Benutzungsrechte an 
dem Hof verbunden zu sein pflegen, ohne daß darüber 
eine ausdrückliche Vereinbarung besteht. Soweit sich 
die Benutzung des Hofes durch die Beklagten in die­
sem üblichen Rahmen bewegt, war es nicht Sache der 
Beklagten, zu beweisen, daß ihnen dafür ein vertrags­
mäßiges Recht zusteht, sondern die Beweislast dafür, 
daß diese übliche Benutzung ausgeschlossen ist, trifft 
die Kläger. Sämtliche von den Beklagten auf dem 
Hausgrundstück ausgeübten und von den Klägern ge­
rügten Benutzungsrechte fallen nach Ansicht des Be­
rufungsgerichts nicht aus dem Rahmen des allgemein 
Üblichen. Die Haltung von Kleintieren durch den 
Mieter in hölzernen, auf dem Hof des Mietgrundstücks 
errichteten Ställen ist in kleineren Städten weit ver­
breitet und durchaus üblich. Wenn auch eine solche 
Kleintierhaltung keine Existenznotwendigkeit mehr 
ist, wie es in, den ersten Jahren nach Beendigung des 
Krieges vielfach der Fall war, so ist die Haltung von
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